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Ministerium für Inneres und Kommunales

des Landes Nordrhein-Westfalen



Der Minister



Ministerium für Inneres und Kommunales NRW, 40190 Düsseldorf
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Präsidentin
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für die Mitglieder
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LANDTAG

NORDRHEfN-WESTFALEN

18. WAHLPERIODE



Telefon 0211 871-3224

Telefax 0211 871-3231



VORLAGE

16/3139



--



A9



Bericht des -Ministeriums für Inneres und Kommunales zum

Tagesordnungspunkt "Analyse des Polizeipräsidiums Duisburg:

Pflicht der Polizei zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung

in Nordrhein-Westfalen akut gefährdet und langfristig nicht

gesichert" der Sitzung des Innenausschusses am 27. August 2015

Anlagen:- 60--



Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin,

.als Anlage übersende ich Ihnen den Bericht des Ministeriums für

Inneres und Kommunales zum Tagesordnungspunkt ,Analys~ des

Polizeipräsidiums Duisburg: Pflicht de~ Polizei zur Aufrechterhaltung der

öffentlichen ~rdnung in Nord rhein-Westfalen akut gefährdet und

langfristig nicht gesichert' der Sitzung des Innenausschusses am 27.

August 2015".



Dienstgebäude:

Friedrichstr. 62-80

40217 Düsseldorf



Lieferanschrift:

Fürstenwall 129

40217 Düssel'dorf



Telefon 0211 871-01

Telefax 0211 871-3355

poststelle@mik.nrw.de

www.mik.nrw.de



Öffentliche Verkehrsmittel:

Rh~inbahnlinien



703, 706, 712,



713, 725, 835, 836, NE 7, NE 8

Haltestelle: Kirchplatz



Bericht des Ministeriums für Inneres und Kommunales

zu den Tagesordnungspunkten

"Analyse des Polizeipräsidiums Duisburg: Pflicht der· Polizei zur Aufrechterhal-.

tung der öff~ntli~hen Ordnung in Nord rhein-Westfalen akut gefährdet und langfristig. nicht gesichert"

der Sitzung des Innenausschusses am 27. August 2015

und

.. Zuweisung zusätzlicher Stellen von Polizeibeamten an ausgewählte Polizeipräsidien"

der Sitzung des UA Personal am 25 ..0'8.2015



In Nordrhein-Westfalen gibt es keine sogenannten rechtsfreien Räume; Straftätern

wird nachhaltig verdeutlicht, dass das Gewaltmonopol ausschließlich beim Staat und

seiner Polizei liegt.

Die Polizeibehörden in Nordrhein-Westfalen werden auch weiterhin alle erforderlichen und rechtlich zulässigen Maßnahmen treffen, um gegen Störer und Straftäter

konsequent vorzugehen und die öffentliche Sicherheit, zu gewährleisten.



.



-



Zur Verbesserung der Erkenntnislage und Aufhellung von Kriminalitätsstrukturen führen die Polizeibehörden strategische und operative Auswertungen durch. Das Landeskriminalamt NRW unterstützt hierbei' 'und gewährleistet darüber hinausgehend

einen überregionalen, länder- und staatenübergreifenden Informationsaustausch.

Dem einsatztakti.schen GrundsatZ folgend, dass Schwerpunkte gesetzt werden müssen, wurden für einige Kriminalitätsbrennpunkte besondere Lagebilder erstellt und u.

a. umfangreichere Präsenzkonzeptionen entwickelt bzw. auch ständig fortgeschrieben.

Die Ursachen für problematische Entwicklungen in einzelnen Polizeibezirken sind

unterschiedlich und vielschi~htig. Es handelt sich in erster Linie um gesamtgeseIlSeite 1 von 7



schaftliche Probleme. Relevante Faktoren sind in diesem Zusammenhang unter anderem hohe Arbeitslosenquoten, unterschiedliche Einkommensstrukturen, Spannungen zwischen unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen oder Famili~nclans sowie

Wohnraumprobleme. Einfache Lösungsansätze liegen bei dieser heterogenen Ausgangslage nicht vor.



, Zur Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit unternimmt die Polizei vielfältige Ini. tiativen. Gleichwohl ist festzustellen, dass die unterschiedlichen Problemlagen nicht

alleine durch polizeiliche Maßnahmen zu lösen sind und ein konzertiertes Handeln

aller für die Sicherheit Verantwortlichen erfordern.

Eine enge Zusammenarbeit' zwischen Polizei, Ordnungsbehörde, Städteplanung,

Gesundheitsamt, Ausländeramt, Schulamt, Jugendamt, den kommunalen Integrationszentren, der vor Ort tätigen Migrationsfachdienste der Freien Wohlfahrtspflege

etc. im Rahmen einer Sicherheitspartnerschaft bzw. eines Sicherheitsnetzwerkes

erscheint zur Bewältigung der Probleme erforderlich.

Der Polizei des Landes NRW werden durch den Haushaltsgesetzgeber Planstellen

und Stellen zur Verfügung 'gestellt. Personalressourcen werden auf die 47 Kreispolizeibehörden (KPB) auf dieser Grundlage über die Belastungsbezogene Kräfteverteilung (BKV) in einem angemessenen Verhältnis auf alle Behörden im Land verteilt.

Die Verteilung erfolgt seit dem Jahr 2010 auf der Grundlage der Entwicklung des

Kriminalitäts- und Unfallgeschehens im Durchschnitt der letzten 1q Jahre. Diese Faktoren werden in aufwendigen Berechnungsmethoden zueinander bewertet und dienen als Maßstab für die personelle Aussta~tung aller 47 Kreispolizeibehörden.

Das Verfahren der BKV folgt dabei dem Anspruch, dass Polizei sich dort kon ..

zentriert, wo aufgrund des Kriminalitäts- und Unfallgeschehens die größten Anforderungen bestehen.

Weitergehende Erläuterungen zur Systematik der BKV wurden dem Innenausschuss

im November 2010 zur Verfügung gestellt (siehe Vorlage '15/148).

Über die spezifische Verwendung des zugewiesenen Personals entscheiden die,

Kreispolizeibehörden eigenverantwortlich unter Berücksichtigung behördenstrategiSeite 2 von 7



scher Schwerpunktsetzung und aktueller sicherheitsrelevanter Aspekte':, Die Kreispolizeibehärden führen diesbezüglich fortlaufend eine Analyse und Prüfun'g der Örtlichkeiten auf die Erforderlichkeit hoheitlichen Handels durch.



Ergänzend zu TOP 8 der Sitzung des UA Personal:

Soweit Kreispolizeibehörden zur Aufgabenwahrnehmung im Einzelfall- zusätzliche

Personalressourcen benötigen, wird hierüber gesondert entschieden. Dies war in den

letzten Jahren beispielsweise in den Städten Dortmund, Duisburg und Essen durch

Kräfte der Bereitschaftspolizei der Fall und wird aufgrund der aktuellen Lageentwicklung in DUfsburg (mit einem zusätzlichen Einsatzzug der Bereitschaftspolizei) und'

ggf. Gelsenkirchen fortgeführt.



Inwieweit durch die Gesamtproblematik in den Kreispolizeibehörden ein dauerhaft

erhöhter Personalbedarf entsteht, der nicht mehr durch eine temporäre Personalunterstützung durch Kräfte der Bereitschaftspolizei gedeckt werden kann, wird ständig

geprüft.

, Nach Berichten der Kreispolizeibehörden stellt sich die jeweilige Lage wie folgt dar:



1. Kreispolizeibehörde Duisburg

Die polizeiliche Lage in Duisburg ist maßgeblich durch die' sozialen Brennpunkte und

die daraus erwachsenden polizeilichen Handlungsfelder bestimmt. Neben den aus

der südeuropäischen Zuwanderung und der Rockerproblematik entstandenen

Brennpunkten, gibt es unverändert



Stadtbereich~,



in denen größere Personengrup-



pen versuchen, Anwohner durch massive Präsenz auf öffentlichen Straßen, Wegen

und Plätzen mit einhergehenden Ordnungsstörungen und Straftaten einzuschüchtern

und die Straßen für sich zu reklamieren. Es gibt Hinweise darauf, dass Anwohner

und GeschäftsinhaQer aus Angst vor Repressalien Straftaten durch Mitglieder dieser

Gruppen nicht anzeigen.
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Pölizeibeamte und operative städtische Bedienstete stehen im Rahmen ihrer Aufgabenbewältigung an diesen Orten einer hohen Aggressivität und Respektlosigkeit gegenüber. Durch Zusammenrottungen wird aus diesen Szenen heraus versucht, polizeiliche Maßnahmen zu .erschweren, in ihrem Sinne zu beeinflussen oder diese ganz

zu verhindern. Dies gilt insbesondere beim Einschreiten von weiblichen Einsatzkräften.

Besonders deutlich zeigten dies z.B. Polizeieinsätze vom 24.06. und 29.06.2015 in

Duisburg ,Marxloh, an denen in der Spitze bis zu 54 Polizeibeamtinnen und -beamte

eingesetzt waren, um



di~



Einsatzlage zu bewältigen.



Im Jahr 2014 wurden in der Kreispolizeibehörde Duisburg 623 Einsätze verzeichnet,

.



"



in denen mindestens vier Funkstreifenwagen eingesetzt waren. In den ersten fünf

- Monaten 'des Jahres 2015 waren es bereits 250 Einsätze.

Die Problembereiche beziehen sich auf die Stadtteile Marxloh und Hamborn im Zuständigkeitsbereich der Polizeiinspektion Nord und die Stadtteile Beek, Laar, Hochfeld und AltstadtlDellviertel im Zuständigkeitsbereich der Polizeiinspektion Süd der

Kreispolizeibehörde Duisburg·.

Polizeiliche Maßnahmen



Im Juni 2012 wurde eine bereits seit 2008 .bestehende Präsenzkonzeption für den·

Stadtteil Marxloh auf andere kriminalitätsbelastete Stadtteile im Duisburger Norden

ausgeweitet.

Hieraus entwickelte sich im Januar 2013 das "Projekt Respekt". Das "Projekt Respekt" beschäftigte sich direktionsübergreifend speziell mit dem Thema Respektlosigkeit sogenannter Street-Corner-Societies gegenüber staatlichen Institutionen. Ziel

des Projektes war es, den Respekt gegenüber Polizeibeamten und in Folge auch

gegenüber anderen hoheitlichen Bediensteten zu verbessern und das Miteinand.er

aller Bürger und der Ordnungskräfte zu normalisieren.

Im Rahmen des Projektes wurde ein Einsatztrupp Präsenzllnterve.ntion/Respekt (ET

. PIR) eingerichtet, welcher sich bewährte und inzwischen in der Behördenorganisation verankert wurde.

Der Einsatztrupp versieht seinen Dienst in Uniform und mit kolorierten Fahrzeugen

zu den einsatzrelevanten Zeiten in den als Brennpunkten identifizierten Bereichen.
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Aufgrund der vermehrten Zuwanderung von Migranten aus dem südost-europäischen

Raum in das Duisburger Stadtgebiet ab Sommer 2013 auf der einen Seite und den

anhaltenden Ausejnandersetzungen im



Rockermili~u



entwickelten sich weitere poli-



zeiliche Brennpunkte.

Als Reaktion hierauf wurden im Januar 2014 die direktionsübergreifenden Präsenzkonzeptionen "Rocker" und "Projekt Triangel" (Fortschreibung des "Projektes ResI



i



pekt ') ins Leben gerufen.

Soziale und kriminalitätsbelastete Brennpunkte wurden weiter verstärkt in den Fokus

der polizeilichen Aufgabenwahrnehmung genommen.

Das Polizeipräsidium Duisburg wurde im Jahr 2014 im Rahmen dieser Präsenzkonzeptionen mit 31.000 Personalstunden und im ersten Halbjahr 2015 niit ca. 9.000

Personalstunden durch Kräfte der Bereitschaftspolizei unterstützt.

Wie auch bei den zuvor beschriebenen Projekten erzielten das konsequente



Ein~



schreiten und der gezielte Einsatz der Bereitschaftspolizei eine positive Wirkung auf

das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung.



Aus Anlass der jüngsten Vorfäll,e wurde die Präsenzkonzeption "Projekt Triangel" um

das Konzept "Einsatzabschnitt Nord" erweitert.

In diesem Zusammenhang wird auf die beigefügte Anlage ,,,Projekt Triangel Einsatzabschnitt Nord" verwiesen.

Die Anlage war ursprünglich als Verschlusssache - Nur für den Dienstgebrauch eingestuft. Nach intensiver Beratung erfolgte durch das Polizeipräsidium Duisburg

die Ausstufung als Verschlusssache, damit sie der Stadt Duisburg im Rahmen der

Sicherheitspartnerschaft zur Verfügung gestellt werden konnte.

Bei dem Projekt "Einsatzabschnitt Nord" handelt es sich um ein Maßnahmenkonzept

basierend auf einer ganzheitlichen Polizeiarbeit im Zusammenwirken mit städtischen'

Sicherheitspartnern.

Es sieht u. a.

•



eine offene Präsenz an Brennpunkten,



•



'gemeinsame Einsätze mit der Stadt Duisburg,



•



konsequente Ermittlungsmaßnahmen sowie



• . die konsequente Verfolgung von Verstößen

vor.
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Dieses Maßnahmenkonzept wurde auf Wunsch des Bundeskanzleramtes ?:ur Vorbereitung eines 'Bürgerdialoges der Bundeskanzlerin am 25.08.2015 in Duisburg-·

Marxlöh bereits zur Information übersandt.

,Durch das Ministerium für Inneres und Kommunales wurde aufgrund der jüngsten

Vorfälle umgehend reagiert und seit Juni 2015 erfolgt zunächst bis zum 31.12.2015

grundsätzlich eine tägliche persqnelle ,Unterstützung durch einen Einsatzzug (38 Beamte) Bereitschaftspolizei.



2. ' Kreispolizeibehörden Dortmund, Essen und Gelsenkirchen



Ähnliche odergleichgelagerte Problembereiche sind auch in den Kreispolizeibehörden Dortmund, Essen und Gelsenkirchen zu



verz~ichnen,



bedürfen jedoch einer dif-



ferenzierten Betrachtung.



Der Kreispolizeibehörde Dortmund ist es gelungen, durch eine Vernetzung der Aktivitäten auf städtischer und polizeilicher Ebene sowie eines eingerichteten Schwerpunktdienstes, die vielseitigen polizeilichen Tätigkeitsfelder (Prostitution, Vermüllung,

Drogen- und Beschaffungskriminalität) in der Dortmunder Nordstadt erfolgreich zu

bearbeiten. Seit 2012 werden für das bestehende Präsenzkonzept Nordstadt der

Kreispolizeibehörde jährlit;;h Kräfte der Bereitschaftspolizei im Rahmen von Präsenzstunden zugewiesen.

Zusätzlich jedoch stellt die Thematik Rechtsextremismus eine nicht zu unterschätzende Gefährdung der öffentlichen



Sicherheitslage in Dortmund dar. In jüngster



Vergangenheit ist eine erkennbare Zunahme aggressiven und gewaltbereiten Verhaltens durch Personen des rechten Spektrums gegenüber einschreitenden Polizeibe-,

amten zu verzeichnen, der jedoch durch konsequentes polizeiliches Einschreiten

entgegengewirkt wird.



Im Bereich des Polizeipräsidiums Essens kam es im Stadtteil Altenessen in der Ver- '

gangenheit wiederholt zu verbalen und körperlichen Auseinandersetzungen als Folge

von Familienfehden zwischen Zuwanderern aus dem außereuropäischen Ausland.

Diese, in der Regel gewalttätigen Auseinandersetzungen waren Ereignisse, bei denen Personengruppen physische Gewalt von erheblicher Intensität gegen rivalisierende oder verfeindete Einzelpersonen oder Personengruppen einsetzt~n.
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Polizeiliches Einschreiten wurde in der Regel durch sich bildende "Schaulustigengruppen" begleitet, die dem Adressaten 'polizeilicher Maßnahmen moralischen Rückhalt bieten und die Maßnahmen teilweise erheblich erschweren.

Kontinuierliches und konsequentes polizeiliches Einschreiten in entsprechender Per'sonalstärke führte dazu, dass polizeiliches Einschreiten nicht mehr durch Ansammlungen von Personengruppen begleitet wird und dass in Mülheim die bestehende

Rockerproblematik verdrängt wurde.

Seit 2012 werden für bestehende Präsenzkonzeption der Kreispolizeibehörde Essen

ebenfalls jährlich Kräft~ der. Bereitschaftspolizei. im Rahmen von Präsenzstunden

zugewiesen.

Vorbehaltlich de"r abschließenden Prüfung erscheint eine sofortige Verstärkung der

personalstarken Kreispolizeibehörden Dortmund und Essen aufgrund der derzeitigen

Lageentwicklung nicht erforderlich.

Die Situation in Bereich der Kreispolizeibehörde Gelsenkirchen bedarf n~ch einer

tieferen Prüfung.

Sofern zusätzliche Personalressourcen zur Aufgabenbewältigung benötigt werden,

werden.diese, ebenso wie in Duisburg., kurzfristig zur Verfügung gestellt werden.



Bewertung:

Das Ministerium für Inneres und Kommunales lässt sich fortwährend über die Ein'satz- und Kriminalitätslage der Kreispolizeibehörden berichten. Weiter notwendige

Maßnahmen werden ständig geprüft.
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